
2. zu wählen und gewählt zu werden. 
(2) Wird der Täter zu einer geringeren 
Strafe verurteilt, so können die Rechts­
folgen des Absatzes 1 angeordnet 
werden.

§ 10

(1) Ein Verfahren wegen Zuwiderhand­
lung gegen dieses Gesetz wird nur er­
öffnet, wenn der Generalstaatsanwalt der 
Deutschen Demokratischen Republik die 
Anklage erhebt. ,
(2) Für das Verfahren ist das Oberste 
Gericht der Deutschen Demokratischen 
Republik zuständig. Der Generalstaats­
anwalt kann die Anklage vor einem an­
deren Gericht erheben oder den General­

staatsanwalt eines Landes der Deutschen 
Demokratischen Republik damit beauf­
tragen.
(3) Die Zuständigkeit des Obersten Ge­
richts der Deutschen Demokratischen Re­
publik ist auch dann gegeben, wenn die 
Tat von deutschen Staatsbürgern nicht 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik begangen worden ist, auch 
wen der Täter im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik keinen Wohn­
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 
hat.

§11
Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Gesetz erläßt der Ministerrat der Deut­
schen Demokratischen Republik.

§12
Dieses Gesetz tritt mit dem 16. Dezem­
ber 1950 in Kraft.
Berlin, den 15. Dezember 1950

Das vorstehende, vom Präsidenten der 
Volkskammer unter dem zwanzigsten 
Dezember neunzehnhundertundfünfzig 
ausgefertigte Gesetz wird hiermit ver­
kündet.

Berlin, den zweiundzwanzigsten Dezem­
ber neunzehnhundertundfünfzig

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik 

W. Pieck

Aus: Gesetzblatt der DDR Nr. 141150 S. 1199.
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